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Vorwort
Den Opfern eine Stimme, 

den Tätern Name und Gesicht

Mehr als zwei Millionen Menschen starben  
bisher durch Kugeln aus den Läufen von 

H&K-Waffen. Mohamed Jama aus Berbera (Nord-
somaliland) erhielt bei einem mit  

G3-Gewehren verübten Massaker einen Kopf-
schuss. Er wird zeitlebens geistig behindert sein.
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Ein Staat in einem Krisengebiet. Ein Staat, in dem die Demokratie­
bewegung auf eigenem Territorium und im Nachbarland mit Waf­
fengewalt unterdrückt wird. Ein Staat ohne geschriebene Verfassung 
und landesweite Wahlen. Ein Staat, der Facebook-Protestierer mit Fol­
ter bestraft, der die Rechte von Frauen massiv einschränkt. Ein Staat, 
in dem die Scharia gilt, wo vermeintlichen Dieben auf Plätzen öf­
fentlich Hände abgehackt, Homosexuelle und Christen hingerichtet 
werden. Ein Staat, in dem eine Fatwa ausgerufen wird, wonach zu­
künftig nur muslimische Gotteshäuser bestehen dürfen. Ein aus west­
licher Sicht barbarischer Staat, der Erinnerungen ans tiefste Mittelal­
ter wachruft.

Sprechen wir von einem Land auf der Achse des Bösen? Dessen 
menschenverachtende Regierung, im »Krieg gegen den Terror« ge­
waltsam zum Guten bekehrt werden soll? Nicht im Mindesten! Sau­
di-Arabien ist ein befreundetes Land, das Königshaus in Riad gilt als 
vertrauter Verbündeter der Bundesregierung, als enger Wirtschafts­
partner der Bundesrepublik Deutschland. Wie die Bundeskanzler vor 
ihr, hofiert auch die bekennende Christin Angela Merkel das repres­
sive Herrscherhaus von König Abdullah Bin ’Abdul ’Aziz al-Saud als 
einen nahestehenden Freund. Waffenhandel als Beitrag zur Stabilisie­
rung eines diktatorischen Regimes!

Bei Zusammenkünften mit Wirtschaftsdelegationen werden Men­
schenrechte pro forma angesprochen, und zugleich profitable Waf­
fendeals eingefädelt. Zahlungskräftige Freunde belohnt man mit ei­
ner Lizenz zum Eigenbau von G36-Sturmgewehren, der Lieferung von 
Kampffl ugzeugen vom Typ Eurofighter Typhoon und einer Tausende 
Kilometer langen Grenzsicherungsanlage rund um das Land. Freun­
de unterstützt man auch zukünftig im Kampf gegen externe und in­
terne Feinde, beispielsweise mit Leopard-2-Kampfpanzern sowie – 
gewünscht – mit Radpanzern Boxer und Spürpanzern Dingo (siehe 
Kap. 3).1

Saudi-Arabien ist ein Beispiel unter vielen. Zu Recht verweist 
die Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) in ih­
rem Rüstungsexportbericht 2012 darauf, dass im Vorjahr 64 Länder 
Kriegswaffen und Rüstungsgüter erhalten hätten, deren Menschen­
rechtssituation vom Internationalen Konversionszentrum Bonn 
(BICC) als sehr bedenklich eingestuft worden seien. Im Jahr 2010 
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waren es noch 48 Länder gewesen.2 So steht Saudi-Arabien pars pro 
toto für die Ausweitung der Rüstungsexportgenehmigungen der Bun­
desregierung, für weitere Tabubrüche, für den grundlegenden Para­
digmenwechsel: Nicht Restriktion, nicht Zurückhaltung, nicht Mäßi­
gung und schon gar nicht die Wahrung der Menschenrechte stehen 
im Mittelpunkt der Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung, son­
dern deutsche Wirtschafts- und Sicherheitsinteressen. Führende Poli­
tiker propagieren offen den Waffenhandel gegen Terrorismus und für 
die Sicherung der Rohstoffzufuhr der industrialisierten Welt. Beim 
Bergedorfer Gesprächskreis im September 2011 in Berlin und bei der 
Bundeswehrtagung im Oktober 2012 in Strausberg ließ die Bundes­
kanzlerin ihre neue Doktrin durchblicken: Fortan sollen Scheinde­
mokraten und Despoten noch mehr Waffen aus Deutschland erhal­
ten und das Geschäft selbst erledigen. So können mit dem Export 
von Mordwerkzeugen Auslandseinsätze der Truppe minimiert wer­
den. Denn mit toten Bundeswehrsoldaten lassen sich keine Wahlen 
gewinnen.

An seinen Außengrenzen schottet sich der europäische Kontinent 
immer mehr ab und wird zur Festung Europa. Eines der jüngsten Bei­
spiele sind die Genehmigungen für die Lieferung von Waffen und 
Rüstungsgütern an das diktatorische Regime von Abdelaziz Boute­
flika. Seit April 1999 festigt der algerische Staatspräsident seine Macht 
mit Waffengewalt, wird die Demokratiebewegung im Land brutal un­
terdrückt, werden Christen verfolgt. Dessen ungeachtet genehmigte 
die Bundesregierung unter Kanzlerin Merkel Waffendeals mit dem 
Bouteflika-Regime im Umfang von rund 10 Mrd. Euro (siehe Kap. 
4). Waffenhandel als Beitrag zu Völkerverständigung und Humanität? 
Keine andere Region bedroht den Weltfrieden stärker als der Nahe und 
Mittlere Osten. Nichtsdestotrotz zählen viele der dort gelegenen Staa­
ten zu den Hauptempfängern deutscher Waffen. 

Politisch heiß diskutiert sind U-Boot-Lieferungen an Israel. Am 
21. März 2012 unterzeichneten Thomas de Maizière und Ehud Ba­
rak, die Verteidigungsminister Deutschlands und Israels, einen Ver­
trag zur Lieferung eines sechsten U-Bootes. Die israelische Marine 
verfügt bereits über drei moderne U-Boote der Dolphin-Klasse, zwei 
weitere stehen vor der Auslieferung, das fünfte und sechste sollen fol­
gen. Mittels technischer Umrüstung können U-Boote der Dolphin-II-
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Klasse Atomwaffen abfeuern (siehe Kap. 5). Waffenhandel als Beitrag 
zu Frieden und Gerechtigkeit?

In keinem anderen Politikbereich klaffen humanistischer Anspruch 
und tödliche Wirklichkeit weiter auseinander als beim staatlich lega­
lisierten Waffenhandel. Solange sie menschenverachtende Waffenliefe­
rungen unterstützen, sollten die Parteien CDU/CSU und SPD Begriffe 
wie »demokratisch«, »christlich« oder »sozial« aus ihrem Parteinamen 
streichen. »Liberal« im Sinne von Wirtschaftsförderung war nicht nur 
die Devise der FDP: Gemeinsam mit der SPD verfünffachten selbst 
Bündnis 90/Die Grünen in Regierungsverantwortung Rüstungsexpor­
te in den Jahren 2002 bis 2005. Mit der Aufsehen erregenden Stellung­
nahme der früheren Justizministerin Herta Däubler-Gmelin entpuppt 
sich neben Bundeskanzler Gerhard Schröder auch der Grünen-Chef 
Joschka Fischer als zweite Schlüsselfigur. Der damalige Außenminis­
ter- und Vizekanzler, seinerzeit stellvertretender Vorsitzender im ge­
heim tagenden Bundessicherheitsrat (BSR), votierte vielfach pro Rüs­
tungsexport (siehe Kap. 2).

Die Gesamtbilanz ist bedrückend: Bundesregierungen gleich wel­
cher politischen Couleur genehmigten Waffenhandel selbst mit dik­
tatorischen Regimen. Bar jeglicher Transparenz oder gar Demokratie 
erfolgten und erfolgen diese Entscheide im BSR, einem Kabinettsgre­
mium unter Leitung des jeweiligen Kanzlers bzw. der Kanzlerin.

Dieses Buch möchte Opfern und Zeugen eine Stimme geben. Denn 
noch immer werden die Opfer dieser Geschäftspolitik totgeschwiegen, 
noch immer werden Rüstungsexporte unter anderen Gesichtspunkten 
gesehen, maßgeblich unter monetären. Nicht zuletzt der Krieg in Liby­
en hat uns – einmal mehr – eindringlich vor Augen geführt, dass die 
Waffenhändler in Nadelstreifen keinerlei Skrupel kennen.

Kriege und Konflikte sind gut fürs Geschäft einer Industrie, deren 
führende Unternehmen sogar dem Global Compact der Vereinten Na­
tionen beigetreten sind. Viele Rüstungskonzerne haben den UN-Ver­
haltenskodex für eine globalisierte Wirtschaft auf der Basis ethischer 
Wertvorstellungen unterzeichnet. Mehr noch: Firmenintern haben sie 
sich Ethikcodes, Verhaltensrichtlinien und Compliance-Organisatio­
nen gegeben – und täuschen somit moralisches Handeln vor. Denn 
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zur Unterbindung des Waffenhandels mit menschenrechtsverletzen­
den Staaten haben all diese wohlfeinen Papiere nicht geführt.

Profitinteresse kennt keine Grenzen und keine Rücksichtnahme. 
Während der sozialen Unter- und Mittelschicht in Griechenland ra­
dikale Sparmaßnahmen zur staatlichen Haushaltssanierung aufge­
zwungen wurden (und weiterhin werden), profitierte die deutsche 
Rüstungsindustrie schamlos von milliardenschweren Geschäften mit 
dem griechischen Staat. Geld war in Athen genug vorhanden, zumin­
dest für Waffenbeschaffungen. Im Jahr 2006 rangierte Griechenland 
gar auf Platz 2 der wichtigsten Bestellerländer deutscher Waffen.3

Überboten wird das eine Armenhaus durch das andere. Im Jahr 
2010 bewilligte die Bundesregierung den Transfer von U-Booten, Tei­
len für Kampfschiffe und von Unterwasserortungsgerät an das por­
tugiesische Militär im Gesamtwert von 811 739 201 Euro. Damit er­
klomm das total überschuldete Portugal Platz 1 der Empfängerländer 
deutscher Waffen.4

Rüstungsexport ist ein eiskaltes Geschäft. Ob Armut oder Men­
schenrechtsverletzung: Die Situation im Empfängerland spielt de fac­
to keinerlei Rolle. Ihr wahres Gesicht zeigt die rüstungsproduzierende 
und -exportierende Industrie nirgendwo deutlicher als auf Rüstungs­
messen. Deren schlimmste ist die im Zwei-Jahres-Turnus stattfindende 
IDEX. Während sich von Tunesien ausgehend in Nordafrika der Wi­
derstand gegen die verhassten Diktatoren formierte, feierte die welt­
weite Rüstungscommunity im Februar 2011 in Abu Dhabi zeitgleich 
ihre Todesprodukte mit Waffenschauen und Kampfvorführungen.

An vorderster Front mit dabei deutsche Waffenfabrikanten von 
Rang und Namen: Atlas Elektronik, ATM ComputerSysteme, Blohm 
+ Voss Naval, Carl Zeiss Optronics, Daimler AG und Daimler Trucks 
North America, Diehl BGT Defence, Diehl Defence Holding und Die­
hl Remscheid, Dynamit Nobel Defence, EADS, Eurofighter Jagdflug­
zeug GmbH, Fr. Lürssen Werft, GIWS Gesellschaft für intelligente 
Wirksysteme, Heckler & Koch, Howaldtswerke-Deutsche Werft, Jung­
hans Microtec, Krauss-Maffei Wegmann, MTU Friedrichshafen, Nor­
throp Grumman LITEF, Rheinmetall Defence, Rohde & Schwarz und 
die ZF Friedrichshafen AG – um nur einige von mehr als 70 deutschen 
Unternehmen zu nennen (siehe Kap. 5).5

Waffenhandel ist ein Bombengeschäft, denn am Ende zählt nur ei­
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nes: Profit, Profit und nochmals Profit. Zur Vertuschung der Tatsache, 
dass Deutschland bestens am Krieg verdient, müssen Scheinargumente 
herhalten, zuallererst das der Arbeitsplätze. Dabei ist die Rüstungsin­
dustrie zweifelsohne keine Schlüsselindustrie Deutschlands. Da hilft 
es wenig, dass eine Studie des Berliner Wirtschaftsforschungsinstituts 
WifOR im Auftrag des Lobbyverbandes BDSV für 2011 plötzlich an­
nähernd 98 000 Erwerbstätige und 218 640 indirekte Beschäftigungs­
verhältnisse im Sektor der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie er­
rechnet haben will. Fakt ist, dass die Branche die Anzahl der direkt in 
der Rüstung Beschäftigten seit Ende der Achtzigerjahre von 400 000 
auf unter 100 000 senken musste.6 Fakt ist zudem, dass der Rüstungs­
export gerademal 0,12 Prozent zum Gesamtexport beiträgt.7 Dennoch 
rangiert Deutschland auf Platz drei der Weltwaffenexporteure. Diese 
Position wurde durch enthemmten Waffenhandel errungen, bar jegli­
cher moralischer und ethischer Werte. Seit Jahrzehnten beliefern deut­
sche Waffenschmieden selbst menschenrechtsverletzende und krieg­
führende Staaten in aller Welt. 

Damit Waffenhandel funktioniert, muss er bestens geplant, vorbe­
reitet, abgesprochen, beworben, herbeigeführt, erschlichen, erkauft, 
genehmigt und letztlich vollzogen werden. Dieses System funktioniert 
nicht zuletzt dank einer perfekt organisierten Lobbymaschinerie, in 
der die zahlreichen Zahnräder der Rüstungsindustrie, der Bundes­
wehr und der Politik, bestens geölt und geschmiert von mächtigen und 
einflussreichen Lobbyverbänden und deren Hintermännern, nahtlos 
ineinandergreifen. An der Spitze dieser Lobby-Organisationen ste­
hen – national wie international – vermeintlich angesehene Persön­
lichkeiten der Wirtschaftswelt, der Streitkräfte und der Parteipolitik in 
Deutschland (siehe Kap. 4).

Über Direktexporte oder weltweit genehmigte Lizenzfertigungen 
gelangen immer mehr in Deutschland produzierte oder entwickelte 
Waffen und Rüstungsgüter in die entlegensten Winkel der Erde. In 
den allermeisten Fällen genehmigt die Bundesregierung, in den aller­
seltensten Fällen untersagt sie Waffenhandel. So standen im Jahr 2010 
den Einzelausfuhrgenehmigungen im Wert von rund 4,75 Mrd. Euro 
und Sammelausfuhrgenehmigungen von 737,3 Mio. Euro abgelehnte 
Anträge im Volumen von 8,1 Mio. Euro gegenüber.8 Schlimmer noch 
die absoluten Zahlen im Jahr danach: 2011 standen Einzelausfuhrge­
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nehmigungen im Volumen von 5,41 Mrd. Euro und Sammelausfuhr­
genehmigungen im Wert von 5,38 Mrd. Euro Ablehnungen im Ge­
samtwert von 24,8 Mio. Euro entgegen. Wurden 2010 gerademal 113 
Anträge auf Genehmigung von Rüstungsgüterausfuhren abgelehnt, so 
waren es 2011 nur noch 105.9

Besteht dennoch der – angesichts der extrem hohen Genehmigungs­
quote äußerst seltene – Verdacht ungesetzlichen Vorgehens, so verfolge 
ich diesen mit Strafanzeigen. Beispielsweise gegen Heckler & Koch, wie 
der in Kapitel 6 dieses Buches beschriebene Fall Mexiko nachdrück­
lich belegt. Einer der spektakulärsten Rüstungsexportfälle in Deutsch­
land, dessen Hintergrundrecherche dieses Buch exklusiv liefert. Fälle 
wie diese aber stellen die Ausnahme dar, der eigentliche Skandal ist die 
Legalität und damit die Akzeptanz moralisch verwerflichen Handels. 
Geschätzte 98 Prozent aller bundesdeutschen Rüstungsexporte erfol­
gen mit Genehmigung der Kontrollbehörden oder des Bundessicher­
heitsrates.

Erstmals gibt dieses Schwarzbuch den Verantwortlichen des unge­
zähmten Waffenhandels Name und Gesicht. In 20 Täterprofilen wird 
die Verstrickung von Rüstungsmanagern und Politikern in Waffenge­
schäfte bzw. deren Genehmigung differenziert aufgezeigt. Die Top Ten 
der Täter in der Politik schont keine der fünf in wechselnden Koalitio­
nen amtierenden Regierungsparteien. Als Vorsitzende des Bundessi­
cherheitsrates verantworten die Bundeskanzler die brisantesten Rüs­
tungsexporte: Schröder, Kohl, und – auf Platz 1 – Merkel führen das 
unrühmliche Politikerranking an. Sie alle haben sich mit ihrer Politik 
der Unterstützung oder Genehmigung grenzenlosen Waffenhandels 
mitschuldig gemacht am legalen Export und damit am Einsatz deut­
scher Waffen mit zahllosen Opfern in Kriegen und Bürgerkriegen in 
aller Welt.

Ebenso wenig schont die Top Ten der Täter in der Rüstungsindus
trie die Waffenhändler in den Chefetagen rüstungsproduzierender 
und -exportierender Unternehmen. Täglich sterben schätzungsweise 
durchschnittlich 112 Menschen allein durch den Einsatz von Heckler 
& Koch-Waffen – in etwa so viele wie beim vielbeachteten Massaker 
von Kunduz (siehe Kap. 6). Auf Platz 1 im Täterranking rangiert der 
Hauptgesellschafter von Europas tödlichstem Unternehmen: Andreas 
Heeschen vom Kleinwaffenexporteur H&K. Beide Täterrankings 2012 
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finden sich nach Kap. 7. Wer über Rüstungsexporte diskutieren, wer 
Rüstungsexporte reduzieren und stoppen will, der muss die Grundla­
gen und Zusammenhänge und die Akteure des Systems kennen. Genau 
diese Informationen will das Schwarzbuch Waffenhandel vermitteln. 
Dabei wird anhand von Fallbeispielen den folgenden Schlüsselfragen 
nachgegangen:

•	Welche deutschen Waffen gelangen auf welchen Wegen in Krisen- 
und Kriegsgebiete?

•	Welche Parteien genehmigen Waffenhandel selbst mit menschen­
rechtsverletzenden und kriegführenden Staaten?

•	Welche Unternehmen verdienen am Geschäft mit dem Tod?
•	Welche Banken finanzieren rüstungsexportierende Unternehmen?
•	Wer sind die Täter, wer die Opfer dieser skrupellosen Politik?

Zur Beantwortung dieser Fragen soll dieses Buch beitragen. Und es 
will Mut machen zum aktiven Eintreten für eine gerechtere und fried­
lichere Welt.

Jürgen Grässlin, 
Freiburg im Breisgau,
im Februar 2013

Anmerkung: Auf meiner Homepage (www.juergengraesslin.com > Buchautor > 
Schwarzbuch Waffenhandel) finden Sie viele weitere Informationen zum Buch, 
unter anderem eine ausführlichere Erläuterung der Top Ten der Täter in der Politik 
und der Top Ten der Täter in der Rüstungsindustrie, ein Glossar mit den maßgebli­
chen Begriffen zum Rüstungsexport und eine Dokumentation rechtlicher Grund
lagentexte zum Thema Waffenhandel.
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1	 »Die Merkel-Doktrin« in der Spiegel vom 3. Dezember 2012, S. 20 f.
2	 GKKE-Bericht, S. 7.
3	 Rüstungsexportbericht 2006, S. 24.
4	 Rüstungsexportbericht 2010, S. 17.
5	 www.idexuae.cfm > Exhibition List.
6	 Studie »Quantifizierung der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Sicher­

heits- und Verteidigungsindustrie für den deutschen Wirtschaftsstandort« 
des Wirtschaftsforschungsinstituts WifOR vom November 2012, S. 7.

7	 Rüstungsexportbericht 2011, S. 33.
8	 Rüstungsexportbericht 2010, S. 3 und 17.
9	 Rüstungsexportbericht 2011, S. 6 und 20.
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Kapitel 1

Der Verfassungsbruch 
und seine Folgen

Wie Deutschland zur Weltmacht 
beim Waffenhandel aufsteigen konnte

Rekordhalter Helmut Kohl (CDU) – in seiner 16-jährigen  
Amtszeit als Bundeskanzler genehmigte Kohl mehr Rüstungs

exporte als jeder seiner Amtskollegen. Im Hintergrund Gerhard  
Stoltenberg, der wegen illegaler Panzergeschäfte mit der  

Türkei vom Amt des Verteidigungsministers zurücktreten musste.
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1.1  Der doppelte Sündenfall des 
Franz Josef Strauß

Von der Kapitulation zur Remilitarisierung

In Berlin-Karlshorst treffen sich in tiefer Nacht Repräsentanten der 
vier Alliierten. Vergeblich hat Großadmiral Karl Dönitz den Versuch 
unternommen, den Westmächten gegenüber wenigstens eine Teilka­
pitulation durchzusetzen.

Der deutschen Delegation gehören neben Keitel auch General­
oberst Hans-Jürgen Stumpff und Generaladmiral Hans-Georg von 
Friedeburg an. In dieser Nacht des 9. Mai 1945 unterzeichnen sie die 
Urkunde, welche die aberwitzige Vision des »Tausendjährigen Rei­
ches« nach sechs Kriegsjahren beendet. Notgedrungen erklärt die 
deutsche Militärspitze gegenüber dem Oberkommando der Roten 
Armee und dem der Expeditionsstreitkräfte der Alliierten »die be­
dingungslose Kapitulation aller unserer Streitkräfte zu Lande, zu Was­
ser und in der Luft« . Dieses Papier besiegelt das Ende des Zweiten 
Weltkrieges.1

Mit den Politischen Grundsätzen des Potsdamer Protokolls legten 
die Alliierten im August ihre Ziele fest. Die »völlige Abrüstung und 
Entmilitarisierung Deutschlands und die Ausschaltung der gesamten 
deutschen Industrie, welche für eine Kriegsproduktion benutzt werden 
kann«, waren in Punkt 1 festgeschrieben. Mit der vollständigen und 
endgültigen Auflösung aller Land-, See- und Luftstreitkräfte und sämt­
licher militärischer Strukturen und Organisationen sollte der »Wieder­
geburt oder Wiederaufrichtung des deutschen Militarismus und Na­
zismus« vorgebeugt werden.

Nach Ansicht von Prof. Wolfram Wette erkannten die Alliierten 
den deutschen Militarismus »in seinen vielschichtigen strukturellen 
Zusammenhängen«. Verantwortliche Eliten in wichtigen Privatunter­
nehmen, so das Potsdamer Protokoll, sollten von ihren Posten entfernt 
werden. Vorgaben wie diesen misst Wette, vormals Historiker am Mi­
litärgeschichtlichen Forschungsamt, eine immense Bedeutung zu: von 
der Funktion der Entmachtung von Wirtschaftseliten über die Ent­
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flechtung bis hin zur Dekartellisierung. Zu den entscheidenden Schrit­
ten zählt der Militärhistoriker auch die damals stattfindenden Kriegs­
prozesse gegen Wirtschaftsführer der NS-Zeit.

Am 23. Mai 1949 um 24.00 Uhr trat das Grundgesetz für die Bun­
desrepublik Deutschland (GG) in Kraft, die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik (DDR) am 7. Oktober desselben Jahres. Mit 
der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 wurde die DDR-Verfas­
sung außer Kraft gesetzt, das Grundgesetz seither die Verfassung des 
gesamten deutschen Volkes.

Vier Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges erfolgte die dama­
lige Verfassungsgebung »von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes 
Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen«, so 
die Präambel des Grundgesetzes. Dieser Friedensgedanke findet sich 
wieder in Artikel 26, in dem die »Friedenssicherung« festgeschrieben 
wurde. In Absatz 1 heißt es dort: »Handlungen, die geeignet sind und 
in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stel­
len.« Auf dieser Grundlage führt Absatz 2 aus: »Zur Kriegsführung be­
stimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundesregierung 
hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden. Das Nähere 
regelt ein Bundesgesetz.«2 Genau dies sollte zwölf Jahre später und in 
doppelter Form festgeschrieben werden.

Noch aber wirkten die Kräfte der Vergangenheit. Ausdrücklich 
weist Wolfram Wette auf die kapitalen Fehler hin, welche die christlich-
liberale Bundesregierung unter dem ersten deutschen Bundeskanz­
ler, Konrad Adenauer, Mitte der Fünfzigerjahre des vorigen Jahrhun­
derts verantwortete. Im Auftrag des Bundeskanzlers durften ehemalige 
Wehrmachtsoffi ziere die »neue Wehrmacht« planen, so Wette. Auch 
wenn 1956 die Umbenennung in »Bundeswehr« erfolgte, stammten 
die bis 1957 ernannten 44 Generäle und Admirale allesamt aus der 
Wehrmacht und damit aus der Hitler-Ära. Zwei Jahre danach dienten 
im Offi zierkorps der Bundeswehr mit ihren 14 900 Berufssoldaten be­
achtliche 12 360 frühere Wehrmachtsoffi ziere.3

Zur Remilitarisierung Deutschlands gehörte neben einer eigenen 
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Armee auch der Wiederaufb au einer eigenständigen Rüstungsindus­
trie. Begünstigt wurden diese Vorhaben durch das Aufk ommen des 
Kalten Krieges zwischen den vormaligen Kriegsverbündeten, den Ver­
einigten Staaten von Amerika und der Sowjetunion. Jetzt zeigten vor 
allem die USA Interesse an der deutschen Wiederbewaffnung, eine 
Chance, welche die Adenauer-Regierung zu nutzen wusste – von der 
Aufstellung eigener Streitkräfte über den Aufb au von Produktionska­
pazitäten in der Rüstungsindustrie bis hin zu ersten Rüstungsexporten 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Gespenster der Vergangenheit 
kehrten in neuem Gewand zurück.

Wie die Verfassung gebrochen wurde

In den Fünfziger- und Sechzigerjahren schlug die Stunde eines Man­
nes, der die grundlegenden Voraussetzungen dafür schaffen sollte, 
dass Deutschland mit seinen Streitkräften und der Rüstungsindustrie 
wieder auf der internationalen Bühne mitmischen konnte. Franz Jo­
sef Strauß, Abgeordneter des oberbayerischen Wahlkreises Weilheim, 
war von 1953 bis 1955 Bundesminister für besondere Aufgaben in der 
Regierung von Bundeskanzler Konrad Adenauer.

Die Einrichtung des Bundesverteidigungsrates – Vorläufer des heu­
tigen Bundessicherheitsrats – geht auf einen Kabinettsbeschluss vom 
6. Oktober 1955 zurück.4 Den Impuls hierzu hatte Strauß gegeben. Der 
Münchner begründete seine Initiative zur Einrichtung des Bundesver­
teidigungsrates damit, dass »die äußere Sicherheit nicht nur Soldaten 
zufallen könne und dass die Landesverteidigung auch von anderen 
Funktionen des Staates abhängig sei«.5

Infokasten 1/1

Der Bundessicherheitsrat – todbringende 
Entscheidungen in geheimer Sitzung

Auf Initiative des Bundesministers für besondere Aufgaben, Franz Josef Strauß, 
erfolgte die Einrichtung des Bundesverteidigungsrates mit Beschluss der 99. Sit­
zung des Bundeskabinetts am 6. Oktober 1955. Der Bundesverteidigungsrat 
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wurde von der folgenden Großen Koalition aufgelöst, die Umbenennung in »Bun­
dessicherheitsrat« (BSR) erfolgte am 29. Oktober 1969.6 Im Laufe der Jahrzehn­
te definierte der Rat unterschiedliche Kernaufgaben. In den Achtzigerjahren rich­
tete sich der Fokus zunehmend auf Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle. 
Die Zentrierung auf den Waffenhandel erfolgte in den Neunzigerjahren. Mit ihrer 
Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998 definierte die rot-grüne Bundes­
regierung die Rückorientierung auf den vormals erweiterten Aufgabenbereich. Sie 
werde »dem Bundessicherheitsrat seine ursprünglich vorgesehene Rolle als Or­
gan der Koordinierung der deutschen Sicherheitspolitik zurückgeben und hierfür 
die notwendigen Voraussetzungen schaffen«, so die von Gerhard Schröder und 
Joschka Fischer geführte Bundesregierung.7

Als Kabinettsausschuss der Bundesregierung befasst sich der BSR mit der 
Genehmigung besonders brisanter Rüstungsexporte, der Koordinierung der Si­
cherheitspolitik Deutschlands und der Abstimmung der strategischen Ausrich­
tung. Beratungen des BSR finden unregelmäßig statt, sie unterliegen nach dem 
Verständnis der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages der Geheimhal­
tung. Weder über die Tagesordnung noch über das Zusammenkommen als sol­
ches wird informiert. Als geheime Verschlusssache werden die BSR-Protokolle 
in der Registratur im Bundeskanzleramt aufbewahrt.8

Heute gehören dem BSR neun Mitglieder an: der Bundeskanzler, der Chef des 
Bundeskanzleramts sowie die Bundesminister des Auswärtigen, der Finanzen, 
des Inneren, der Justiz, der Verteidigung, für Wirtschaft und (seit 1998) für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Im Bedarfsfall nehmen weite­
re Bundesminister sowie der Generalinspekteur der Bundeswehr beratend teil. 
Beobachterstatus hat der Chef des Bundespräsidialamtes. 

Strauß, 1956 zum zweiten Verteidigungsminister der Bundesrepublik 
Deutschland berufen, präsentierte nur ein Jahr danach seine Pläne 
zur atomaren Wiederbewaffnung. Mit den Pariser Verträgen hatte 
sich Deutschland zwar zum Produktionsverzicht verpflichtet, unter­
lag aber keinem Einsatzverbot von Atomwaffen. Gemeinsam mit Ade­
nauer forcierte Strauß die militärische Nutzung atomarer Waffen. Am 
25. März 1958 erfolgte der Beschluss zur nuklearen Bewaffnung der 
Bundeswehr. Die atomare Teilhabe der NATO eröffnete auch den deut­
schen Streitkräften die Möglichkeit, diese Massenvernichtungswaffen 
im Kriegsfall einzusetzen.

Angesichts dieses Bedrohungsszenarios und der Tatsache, dass in 
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Deutschland zu Beginn der Sechzigerjahre des 20. Jahrhunderts noch 
keine nennenswerten Kapazitäten zur Produktion konventioneller 
Waffen zur Verfügung standen, war das damalige Vorgehen des Ver­
teidigungsministers in seiner Tragweite kaum einschätzbar: Franz Jo­
sef Strauß verantwortete nicht nur die Einrichtung des Bundesvertei­
digungsrates, ihm ist auch ein rechtlicher Trick anzulasten, der zur 
Aushebelung der Verfassung führte. Statt »ein Bundesgesetz« zu schaf­
fen, wie in Artikel 26 (2) des Grundgesetzes vorgeschrieben, brachte 
Strauß zwei Ausführungsgesetze auf den Weg:

1.	 das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, kurz Kriegswaf­
fenkontrollgesetz (KrWaffKontrG bzw. KWKG) mit der ergän­
zenden Kriegswaffenliste (KWL) und

2.	 das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) mit der ergänzenden Ver­
ordnung zur Durchführung des Außenwirtschaftsgesetzes, kurz 
Außenwirtschaftsverordnung (AWV).

Seit Inkrafttreten der beiden Ausführungsgesetze am 1. Juni 1961 
(KWKG) und am 1. September 1961 (AWG) sieht sich jeder Rüstungs­
exporteur mit einem vermeintlich strikten Kontrollregime konfron­
tiert.

Tatsächlich reglementiert das Kriegswaffenkontrollgesetz alle Vor­
gänge bezüglich der in der Kriegswaffenliste (KWL) definierten Kriegs­
waffen streng. Trotz einiger Schwachstellen setzt das KWKG insgesamt 
klare Vorgaben für die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Be­
förderung. Schwerpunkt ist der Kontrollmechanismus auf deutschem 
Territorium. Für die gesamte Kette, von der Produktion über die Be­
förderung bis hin zum Vertrag für die Überlassung von Kriegswaffen, 
bedarf es der Genehmigung.

Entgegen der weit verbreiteten Ansicht, für den Export von Waffen 
und Rüstungsgütern in andere Staaten sei einzig das Kriegswaffen­
kontrollgesetz ausschlaggebend, ist realiter das Außenwirtschaftsge­
setz (AWG) maßgeblich. Die Verabschiedung eines zweiten Ausfüh­
rungsgesetzes zu Artikel 26 (2) des Grundgesetzes widerspricht der 
grundgesetzlichen Vorgabe eines Bundesgesetzes. Mit dem wirtschafts­
konformen AWG öffnete Franz Josef Strauß dem Handel mit Waffen 
und Rüstungsgütern – und damit auch mit den zivil wie militärisch 

Graesslin_Waffenhandel_CS55.indd   26 27.03.2013   16:48:35



27

einsetzbaren Dual-Use-Gütern – Tür und Tor. In der Praxis wird das 
strikte KWKG damit ausgehebelt, die grundgesetzliche Vorgabe hin­
tergangen. Das AWG regelt den Waren-, Dienstleistungs-, Kapital-, 
Zahlungs- und sonstigen Wirtschaftsverkehr mit fremden Wirtschafts­
gebieten – gemeint ist all das, was das Territorium der Bundesrepub­
lik Deutschland verlässt. Diese Transfers sind »grundsätzlich frei«. 
Restriktionen tauchen im AWG zumeist als Kann-Vorschrift auf, sind 
jedoch in vielen Fällen nicht verbindlich. Ergänzend wurde die Ver­
ordnung zur Durchführung des Außenwirtschaftsgesetzes, kurz Au­
ßenwirtschaftsverordnung (AWV), erlassen. Sie enthält gemäß § 27 
Absatz 1 des AWG Genehmigungs-, Verfahrens- und Meldebestim­
mungen sowie Straf- und Bußgeldvorschriften.

Die zentralen rechtlichen Aspekte des KWKG und des AWG – schar­
fes Kontrollregime durch das Kriegswaffenkontrollgesetz und grund­
sätzlich freier Wirtschaftsverkehr durch das Außenwirtschaftsgesetz« – 
finden sich auf der Homepage www.juergengraesslin.com > Buchautor 
> Schwarzbuch Waffenhandel.

Die Genehmigungen zur Kriegswaffenausfuhr erteilt die jeweils 
amtierende Bundesregierung. Mit Ausnahme der für die Aufrechter­
haltung der öffentlichen Sicherheit zuständigen Behörden, der Bun­
deswehr und des Zollgrenzdienstes fällt die Exportkontrolle in den 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie (BMWi). Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt 
und dem Bundesverteidigungsministerium genehmigt das BMWi An­
träge zur Ausfuhr von Kriegswaffen. Die zuständige Behörde für die 
Genehmigung sonstiger Rüstungsgüter und für Dual-Use-Güter ist das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Eschborn, 
hier wird auch der überwiegende Teil der Rüstungsexportgeschäfte 
abgewickelt.9 Der Name ist Programm. Im Bundesamt für Wirtschaft 
wird der Großteil der Rüstungsexportgeschäfte zügig abgewickelt.

Im Jahr 2011, genau fünfzig Jahre nach in Kraft treten des KWKG 
1961, sollte Holger Rothbauer, Rechtsexperte in Sachen Kriegswaf­
fenkontrolle, vom »entscheidenden Ausgangspunkt des Sündenfalls« 
sprechen. Damals wurde geregelt, dass das KWKG den Export von 
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Kriegswaffen unter einen Genehmigungsvorbehalt stellt. Demnach ist 
»alles verboten, was nicht explizit erlaubt ist«. Im Gegensatz dazu er­
füllt das AWG die Funktion eines, so Rothbauer, Außenwirtschafts­
förderungsgesetzes, denn erlaubt ist erst einmal alles, was nicht expli­
zit verboten ist.10

Die Folgen der Strauß’schen Rüstungsexportpolitik erfassten neben 
den Kriegswaffenexporten einen weiteren, nicht minder folgenschwe­
ren Bereich: den der sonstigen Rüstungsgüter, die in Teil I Abschnitt 
A, der Ausfuhrliste aufgeführt sind. Sie zählen nicht zu den Kriegs­
waffen, dementsprechend setzt deren Export lediglich eine Genehmi­
gung nach AWG und AWV voraus. Laut Rothbauer hat die Trennung 
in KWKG und AWG den Jahrzehnte währenden Exportboom bei den 
sonstigen Rüstungsgütern erst ermöglicht. Zu den tödlichsten Folgen 
zählen die Exporte von Produktionsmaschinen bis hin zu ganzen Waf­
fenfabriken gemäß AWG, allen voran die Fabrikationsanlagen zur Fer­
tigung des Schnellfeuergewehrs G3 des Oberndorfer Rüstungsprodu­
zenten Heckler & Koch. Bereits 1961 nahm das Drama seinen Lauf, 
als die Bundesregierung, damals im Besitz der G3-Lizenz, dem dikta­
torischen Regime in Portugal den Nachbau des H&K-Gewehrs geneh­
migte. Weitere 14 Lizenzvergaben allein für G3-Gewehre sollten fol­
gen. 2008 genehmigte die Große Koalition die Lizenzvergabe für das 
neue Sturmgewehr G36 an Saudi-Arabien. Sämtliche Lizenzvergaben 
erfolgten gemäß Außenwirtschaftsgesetz.

Nicht minder kritisch urteilt Christine Hoffmann, Generalsekre­
tärin der katholischen Friedensorganisation pax christi Deutschland. 
Mit der Ergänzung des Kriegswaffenkontrollgesetzes von 1961 durch 
das Außenwirtschaftsgesetz sei »die Rechtsphilosophie auf den Kopf 
gestellt« worden.

Tatsächlich zielt Artikel 26 des Grundgesetzes in seiner seit 1949 
unveränderten Fassung eindeutig in die Richtung des Friedensge­
bots: Handlungen, die geeignet sind, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, sahen die Mütter und Väter der Verfassung un­
ter bestimmten Umständen sogar als verfassungswidrig an. Sie seien 
unter Strafe zu stellen (GG Art 26.1). Dieser Friedenspflicht entspre­
che, so Hoffmann, die Einschränkung von Herstellung und Vertrieb 
»zur Kriegsführung bestimmter Waffen«. Die Generalsekretärin von 
pax christi fordert die Umsetzung der Intention des KWKG Grund­
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gesetz-Artikels 26 (2) durch das Kriegswaffenkontrollgesetz – »ein 
Gesetz, das dem Grundsatz folgt, dass alles verboten ist, was nicht 
ausdrücklich erlaubt wird«. Hoffmanns Forderungen betreffen ei­
nen Aspekt, den die Rüstungsexportpolitik der Sechzigerjahre fast 
vollständig ausklammerte. Beim Waffenhandel dürfe es nicht um 
Wirtschaftsförderung gehen, vielmehr müsse sich »ethisch verant­
wortbare Politik« am Friedensgebot des Grundgesetzes orientieren.

Mit Strauß aber, so Hoffmann, habe die Wirtschaftsförderung in 
den Waffenhandel Einzug gehalten. Diese Perspektive relativiere »in 
gefährlicher Weise die verheerenden Folgen der Waffengeschäfte«. 
Laut Hoffmann müsse die Genehmigung zur Ausfuhr von Kriegswaf­
fen, Rüstungsgütern und Waffenkomponenten »zur absoluten Aus­
nahme werden«, zudem öffentlich begründet und parlamentarisch 
legitimiert sein. Die Generalsekretärin von pax christi fordert eine 
Rückbesinnung auf frühere Maßstäbe: »Umkehr beim Rüstungsex­
port bedeutet eine Erinnerung an das Friedensgebot des Grundgeset­
zes und die Abwendung von der aktuellen auf Wirtschaftsförderung 
ausgerichteten Genehmigungspraxis.«11

Eine Praxis, die Franz Josef Strauß mit seinem Vorgehen für Jahr­
zehnte ausgehebelt hat. Der CSU-Politiker darf stattdessen für sich in 
Anspruch nehmen, der Vater einer schier grenzenlosen Rüstungsex­
portpolitik zu sein. Seit der Verabschiedung besagter beider Ausfüh­
rungsgesetze muss jeder Schlagbolzen eines Sturmgewehrs und jedes 
Rohr eines Kampfpanzers gemäß Kriegswaffenkontrollgesetz beim 
Produzenten genauestens erfasst und beim Transport zum Ausfuhr­
ort scharf kontrolliert werden. Ab Bremerhaven oder dem Frankfur­
ter Flughafen jedoch gilt der Primat des freien Warenhandels gemäß 
Außenwirtschaftsgesetz. Politisch geschickt geregelt im Interesse der 
deutschen Rüstungsindustrie.

Bis Mitte der Fünfzigerjahre des vorigen Jahrhunderts galt das durch 
die Besatzungsmächte verhängte Rüstungsproduktions- und damit zu­
gleich Rüstungsexportverbot. Kaum war es aufgehoben, zeigten sich 
in der Ära Adenauer erste Auswirkungen der Strauß’schen Militarisie­
rungs- und Aufrüstungspolitik: Deutschland partizipierte, wenn auch 
mangels existierender bzw. funktionierender Rüstungsindustrie auf äu­
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ßerst niedrigem Niveau, am weltweiten Waffenhandel. Erste Expor­
te konventioneller, also nicht atomarer, biologischer oder chemischer 
Waffen aus der Bundesrepublik lassen sich ab dem Jahr 1955 belegen. 
Zu diesen konventionellen Waffen zählen beispielsweise Pistolen und 
Gewehre (Kleinwaffen) bzw. Kriegsschiffe, Kampfpanzer, Militärheli­
kopter oderJagdflugzeuge (Großwaffensysteme).

Der aufk ommende Kalte Krieg fand seinen Niederschlag auch im 
staatlichen Waffenhandel. Sichtbar wurde diese Entwicklung erstmals 
1966, im letzten Jahr der von Bundeskanzler Ludwig Erhard (CDU) 
geführten christlich-liberalen Koalitionsregierung. Bis Ende Novem­
ber vom Kabinett Erhard verantwortet, erfuhren die Rüstungstransfers 
eine deutliche Steigerung auf 80 Mio. US-Dollar (1966). Die Partizipa­
tion der Sozialdemokraten in der Großen Koalition unter Bundeskanz­
ler Kurt Georg Kiesinger (CDU) und seinem Vize Willy Brandt (SPD) 
wirkte sich anfangs positiv aus: Mit einem Umfang von 10 Mio. US-
Dollar (1967) und fünf Mio. US-Dollar (1968) wurden die deutschen 
Rüstungsexporte auf das Niveau der Fünfzigerjahre heruntergefahren.12

Statt die Kriegsmacht Deutschland nach den bitteren Erfahrungen 
des Nationalsozialismus zum Friedensreich umzugestalten, nutzten 
die späteren Bundesregierungen die wachsende Bedrohungslage der 
Blockkonfrontation von NATO und Warschauer Pakt sukzessive zur 
Remilitarisierung. In den Siebzigerjahren nahm der Wiederaufstieg 
der deutschen Rüstungsindustrie und der damit einhergehende Boom 
des deutschen Waffenhandels seinen Lauf – für manche erschreckend, 
dass diese Entwicklung sich ausgerechnet unter den sozialdemokrati­
schen Kanzlern Brandt und Schmidt vollzog.

Täterprofil

Franz Josef Strauß – Wegbereiter 
des deutschen Waffenhandels

Am 6. September 1915 in der Münchener Schellingstraße ge­
boren, wuchs Franz Josef Strauß in Zeiten des NS-Regimes 
auf. Er wurde Mitglied des Nationalsozialistischen Kraftfah­
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rerkorps (NSKK), Referent beim NSKK-Sturm und Wehr­
machtssoldat. Trotz seines Militärdienstes in Landsberg und 
Trier konnte er sein Studium in München fortsetzen und mit 
dem Zweiten Staatsexamen für das Höhere Lehramt abschlie­
ßen. Strauß beteiligte sich am Westfeldzug und Russlandfeld­
zug, wurde 1944 Chef einer Stabsbatterie und Offi zier für wehr­
geistige Führung.

Nach seiner Kriegsgefangenschaft folgte eine steile Parteikar­
riere in der CSU, deren erster Generalsekretär er wurde. Von 
1961 bis zu seinem Tod war Strauß CSU-Vorsitzender und seit 
1978 bayerischer Ministerpräsident, außerdem stelltretender 
Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag. Der Abgeordnete des oberbayerischen Wahlkrei­
ses Weilheim wurde zum Bundesminister für besondere Auf­
gaben (1953–1955), für Atomfragen (1955 und 1956), der Ver­
teidigung (1956–1962) und der Finanzen (1966–1969) berufen.

Strauß erhielt zahlreiche zivile und militärische Ehrungen 
und Auszeichnungen im In- und Ausland.

Als Verteidigungsminister in der Nachfolge von Theodor 
Blank gehörte Strauß ab 1956 zu den zentralen Akteuren der 
deutschen Remilitarisierung nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Schon 1957 präsentierte er seine Pläne zur atomaren Wieder­
bewaffnung. 

Die Liste der problematischen Aktivitäten im Bereich der 
Rüstungsexporte und -importe unter seiner Ägide ist lang:

•	Mit seiner politischen Einflussnahme als damals zuständi­
ger Bundesverteidigungsminister wurden – entgegen der 
Vorgabe in Artikel 26 (2) des Grundgesetzes – zwei Ausfüh­
rungsgesetze zum Rüstungsexport geschaffen. Jeweils 1961 
wurde dem für das deutsche Territorium geltenden strikten 
Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) das exportfördernde 
Außenwirtschaftsgesetz (AWG) an die Seite gestellt. Strauß 
verantwortete mit Zustimmung der Mehrheit des Deutschen 
Bundestages die Schaffung einer dem Grundgesetz entgegen­
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stehenden neuen Rechtslage. Diese öffnete dem Export von 
Kriegswaffen und Rüstungsgütern über das AWG als Ver­
botsvorbehaltsgesetz Tür und Tor – laut Rechtsanwalt Roth­
bauer ein »Verfassungsbruch«.13

•	 Trotz des millionenfachen Mordes an den Juden im Rahmen 
des Holocaust verbanden Israel und Deutschland seit Mitte 
der Fünfzigerjahre vergleichbare Interessen: Beide Staaten 
planten den Aufb au starker Streitkräfte und die Schaffung 
einer eigenen Rüstungsindustrie. Strauß setzte sich nach 
Kräften für ein militärisch starkes Israel ein, wobei die Rüs­
tungskooperation beider Staaten seit 1954 weitgehend ge­
heim gehalten wurde. Trotz des Waffenproduktionsverbots 
lieferte Deutschland zwei Patrouillenboote an Israel.14

•	 Türöffner war das von Strauß geführte Verteidigungsminis­
terium auch bei den folgenschwersten Rüstungsexportent­
scheidungen in der deutschen Geschichte. Im Jahr 1961 bot 
der Bund dem portugiesischen Diktator António de Oli­
veira Salazar die Nachbaurechte für das G3-Gewehr von 
Heckler & Koch an. Salazars Streitkräfte wüteten mit den in 
Deutschland entwickelten und in den portugiesischen Waf­
fenschmieden FMBP und INDEP nachgebauten Schnellfeu­
ergewehren in den portugiesischen Kolonien in Afrika. Da­
mit war Portugal der erste von insgesamt fünfzehn Staaten, 
welche die G3-Nachbaurechte von der jeweiligen Bundes­
regierung erwarben. Wie viele Lizenznehmer re-exportierte 
auch Portugal Waffen. So lieferte es 1977 und 1978 die im­
mense Anzahl von 150 000 G3-Gewehren nach Südafrika. 
Mit Hilfe dieser Waffen sicherte das dortige Apartheid-Re­
gime lange Jahre seine Macht und unterdrückte die farbige 
Bevölkerung.15

•	 Strauß’ politische Karriere war von zahlreichen Skandalen 
geprägt. Der frühere Verkäufer von Lockheed, Paul White, 
warf Strauß und dem Deutsche-Bank-Vorstand Hermann 
Josef Abs vor, bei einem Waffendeal Gelder kassiert zu ha­
ben – dabei waren Flugzeuge des Typs Lockheed Constella­
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tion und Electra an die deutsche Lufthansa verkauft worden. 
Mangels gerichtsfester Nachweise kam es nie zu Anklagen 
gegen Strauß oder Abs.

•	 1958 entschied Strauß sich für die Beschaffung von US-Star­
fightern F-104 für die Bundeswehr. Der Vertrag wurde vom 
Bundesrechnungshof als »miserabel« eingestuft. Bei der Star­
fighter-Affäre, zuweilen als Lockheed-Skandal tituliert, flos­
sen gleich in mehreren NATO-Staaten Bestechungsgelder. 
Insgesamt wurden 916 der US-amerikanischen Kampffl ug­
zeuge gekauft bzw. in Lizenz nachgebaut. Wegen der techni­
schen Probleme der deutschen Version wurde der Starfigh­
ter auch als »Witwenmacher« verhöhnt – bei insgesamt 292 
Abstürzen verloren 115 Piloten ihr Leben.16

•	Als Rüstungs-, Militär- und Außenpolitiker pflegte Strauß 
rege Reise- bzw. Geschäftskontakte mit Dikatoren, z. B. zu 
Mao Zedong in Peking, Pieter Willem Botha in Südafrika 
und Alfredo Stroessner in Paraguay. Strauß unterstützte das 
diktatorische Regime Augusto Pinochets: »Angesichts des 
Chaos, das in Chile geherrscht hat, erhält das Wort Ord­
nung für die Chilenen plötzlich wieder einen süßen Klang.« 
In Chile, wo auch G3-Gewehre zum Einsatz kamen, wurde 
im Zuge des Umsturzes der demokratisch gewählte Präsident 
Salvador Allende erschossen.

•	Mit Bundessubventionen förderte Strauß den Zusammen­
schluss mehrerer Luft- und Raumfahrtunternehmen zur 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH (MBB). Er gilt als ei­
ner der maßgeblichen Förderer der zivilen wie militärischen 
Luftfahrt und als einer der führenden Initiatoren der Grün­
dung von Airbus, wo er als Aufsichtsratsvorsitzender amtier­
te. Für Schmiergeldzahlungen soll es schwarze Kassen in der 
Schweiz gegeben haben.17 

•	 Im Bundestagswahlkampf 1979 verlor Strauß gegen den 
SPD-Kandidaten Helmut Schmidt. Am 3. Oktober 1988 ver­
starb er in Regensburg. Der CSU-Politiker machte den Waf­
fenhandel in Deutschland wieder salonfähig.
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1.2  Reger sozialliberaler Waffenhandel

Willy Brandts Vermächtnis: erste Politische Grundsätze 
zum Rüstungsexport

Das sozialliberale Kabinett unter Führung des sozialdemokratischen 
Bundeskanzlers Willy Brandt und seines liberalen FDP-Vize Walter 
Scheel war noch keine zwei Jahre im Amt, als im Juni 1971 erstmals in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland »Politische Grund­
sätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sons­
tigen Rüstungsgütern« beschlossen wurden.

Ziel war es, die rechtlichen Grundlagen von Artikel 26 (2) des 
Grundgesetzes und der beiden Ausführungsgesetze – Kriegswaffen­
kontrollgesetz (KWKG) und Außenwirtschaftsgesetz (AWG) – sowie 
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) auf der Ebene politischen 
Handelns zu ergänzen. Im Gegensatz zum Gesetzesrahmen stellen die 
Politischen Grundsätze keine Rechtsgrundlage dar, sehr wohl aber eine 
verbindliche Absichtserklärung. Mit ihnen signalisiert die jeweilige 
Bundesregierung seit Anfang der Siebzigerjahre ihren Willen, Rüs­
tungsexporte nach eigenen politischen Vorstellungen zu gestalten. An 
den Politischen Grundsätzen muss sich seither jede Bundesregierung 
messen lassen. 

Bereits die einführenden Passagen der Erstfassung aus dem Jahr 
1971 offenbarten das zugrunde liegende Spannungsfeld. Einerseits ver­
abschiedete die SPD/FDP-Koalition ihre Grundsätze für den Transfer 
von Waffen und militärisch nutzbaren Rüstungsgütern »in dem Bestre­
ben, im Rahmen der internationalen und gesetzlichen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland den Export von Rüstungsgütern am 
Sicherheitsbedürfnis und außenpolitischen Interesse der Bundesre­
publik Deutschland zu orientieren«. Andererseits – und diese Passa­
gen trugen die Handschrift Willy Brandts – galt es, unkontrolliertem 
Waffenhandel einen Riegel vorzuschieben. Ziel war es, »durch seine 
Begrenzung und Kontrolle einen Beitrag zur Sicherung des Friedens in 
der Welt zu leisten und dementsprechend auch auf Beschlüsse interna­
tionaler Institutionen grundsätzlich Rücksicht zu nehmen …« Ange­
strebt wurde »eine Beschränkung des internationalen Waffenhandels 
unter Abrüstungsgesichtspunkten«.

Graesslin_Waffenhandel_CS55.indd   34 27.03.2013   16:48:36



35

Dabei unterschied die Bundesregierung zwischen Rüstungsexpor­
ten an NATO-Länder – definiert nach dem Geltungsbereich laut Ar­
tikel 6 des NATO-Vertrages – und an Nicht-NATO-Länder. Erst spä­
ter ging man dazu über, NATO-Länder, NATO-gleichgestellte Länder 
(Australien, Neuseeland, Japan und die Schweiz) und Drittländer zu 
unterscheiden. In der NATO sollte sich der Transfer von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern »an der Erhaltung der Verteidigungs­
kraft des Bündnisses und damit an dem Verteidigungsinteresse der 
Bundesrepublik Deutschland« orientieren – und galt damit vorbehalt­
lich »besondere[r] politische[r] Erwägungen« und »Einzelfälle (…)« – 
als »grundsätzlich nicht zu beschränken«.

Dabei hatte die Brandt-Regierung bereits Anfang der Siebzigerjahre 
den Verbleib der in NATO-Länder gelieferten Waffen und Rüstungs­
güter fest im Blick. Diese durften »grundsätzlich nicht außerhalb des 
Geltungsbereichs des NATO-Vertrags verbracht werden«. Bezüglich 
des Endverbleibs war die »Anlehnung an die Praxis anderer NATO-
Länder« anzustreben. Nur »in relevanten Fällen« und nur »mit dem 
schriftlichen Einverständnis der Bundesregierung« durften deutsche 
Waffen und Rüstungsgüter »aus dem Geltungsbereich des NATO-Ver­
trags verbracht werden«. Das heißt, auch die Weitergabe von Waffen 
durch das Empfängerland an Staaten außerhalb des westlichen Militär­
bündnisses bedurfte der Zustimmung der Bundesregierung.

Noch wesentlich rigider war die Verbringung von Kriegswaffen in 
Nicht-NATO-Länder geregelt. Diese durften als »ein weiterer Beitrag 
zur Sicherung des Friedens in der Welt« grundsätzlich nicht in Staa­
ten außerhalb des atlantischen Militärbündnisses exportiert werden. 
Der Transfer der sonstigen Rüstungsgüter sei »so weit wie möglich zu 
beschränken«.

In den Politischen Grundsätzen von 1971 unterschied die Bundes­
regierung drei Kategorien von Nicht-NATO-Ländern: Länder der so­
genannten »Länderliste C« der Außenwirtschaftsverordnung, Länder 
in Spannungsgebieten und sonstige Länder.

Zum damaligen Zeitpunkt umfasste die Länderliste C Albanien, 
Bulgarien, die Mongolische Volksrepublik, Nordkorea und Nordviet­
nam, Polen, Rumänien, die Sowjetunion, die Tschechoslowakei, Un­
garn, die Volksrepublik China (Embargoliste des Coordinating Com­
mittee for East-West Trade Policy; COCOM) und Kuba – die DDR 
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galt als gleichbehandelt. In all diese Staaten durften keinerlei Kriegs­
waffen exportiert werden, der Transfer sonstiger Rüstungsgüter be­
durfte »einstimmiger Zustimmung« der Mitgliedsländer des 1951 zur 
Überwachung der Embargobestimmungen im Ost-West-Handel ge­
gründeten COCOM.

Welche Länder Spannungsgebieten zuzuordnen waren, bestimmte 
das Auswärtige Amt. Diese Staaten waren generell vom Export deut­
scher Kriegswaffen ausgenommen. Ausfuhrgenehmigungen für sonsti­
ge Rüstungsgüter waren zu untersagen, »wenn eine Störung des fried­
lichen Zusammenlebens der Völker oder eine erhebliche Störung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu be­
fürchten« war.

Auch die sonstigen Länder durften überhaupt keine Kriegswaffen 
erhalten, »es sei denn, dass Ausnahmen allgemeiner Art festgelegt oder 
Ausnahmegenehmigungen in Einzelfällen auf Grund besonderer poli­
tischer Erwägungen« erteilt wurden. Diese bedurften eines amtlichen 
Endverbleibsnachweises. Ausfuhrgenehmigungen für sonstige Rüs­
tungsgüter wurden nur dann erteilt, wenn die »im Rahmen der ent­
sprechenden gesetzlichen Vorschriften zu schützenden Belange nicht 
gefährdet« waren.18

Was als gut gemeinte Absichtserklärung einer sozialliberalen Bun­
desregierung verstanden werden konnte, blieb reine Zielvorgabe. Denn 
die Genehmigungspraxis für Rüstungsexporte stand den selbst gesetz­
ten politischen Vorgaben diametral entgegen. Kriegswaffen wurden 
sehr wohl an Staaten außerhalb des atlantischen Bündnisses geliefert, 
obwohl dies »grundsätzlich unterbleiben« sollte. Länder in Spannungs­
gebieten, die nach Bestimmung des Auswärtigen Amtes »keine Kriegs­
waffen« erhalten sollten, wurden vielfach beliefert. Selbst Waffentrans­
fers an Länder der Dritten Welt erfolgten in der Ära Brandt/Scheel von 
Oktober 1969 bis Mai 1974 schier grenzenlos.19

Wie ablehnend Willy Brandt Waffen generell gegenüberstand, be­
kundete er 1985 vor der Stiftung Dritte Welt in New York. Dort kriti­
sierte der Friedensnobelpreisträger des Jahres 1971 nicht nur die An­
wendung von Waffengewalt, sondern auch die Herstellung von Waffen. 
Denn, so Brandt, Waffen »töten, ohne dass sie benutzt werden«.20 Wie 
bedauerlich, dass der Sozialdemokrat seine Ansinnen nur bedingt in 
Realpolitik umsetzen und Abrüstung nicht weitaus umfassender ver­
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wirklichen konnte. Dennoch bleiben seine friedenspolitischen Ver­
dienste, insbesondere in der Ostpolitik, unvergessen.

Von der Einzelfallregelung zum Regelfall

In den folgenden acht Jahren der beiden Amtsperioden des zweiten so­
zialdemokratischen Bundeskanzlers Helmut Schmidt und seines Stell­
vertreters und Außenministers Hans-Dietrich Genscher (1974–1982) 
nahm das Ausmaß des Waffenhandels dramatischere Züge an. Welt­
weit verdoppelte sich das Volumen der Waffentransfers in den Jah­
ren von 1973 bis 1980. Dabei war die Bundesrepublik Deutschland in 
den Siebzigerjahren das Industrieland, das im westlichen Bündnis die 
höchste Steigerungsrate aufwies.

Noch viel schwerer aber wog die Erkenntnis, dass Deutschland 
mit legal genehmigten Rüstungsexporten hemmungslos Diktato­
ren in Drittwelt-Staaten hochrüstete – beispielsweise das Regime des 
chilenischen Despoten Augusto Pinochet mit U-Booten-Lieferun­
gen.21

Zugleich mühte sich Helmut Schmidt, wenigstens nach außen hin 
den schönen Schein eines Friedensstifters zu wahren. Vor der Sonder­
generalversammlung der Vereinten Nationen für Abrüstung erklär­
te er im Mai 1978, dass das Ausmaß des Waffentransfers »zu einem 
internationalen Problem ersten Ranges geworden« sei. Die Regelung 
des internationalen Rüstungstransfers müsse, so der Bundeskanzler, 
»bei unseren Bemühungen um Rüstungsbegrenzung einen wichtigen 
Rang bekommen«. Deutschland würde lediglich »in insgesamt gering­
fügigen Ausnahmefällen« Waffenlieferungen an Staaten außerhalb der 
NATO erlauben. »In internationale Spannungsgebiete lassen wir Waf­
fenlieferungen grundsätzlich nicht zu.«22

In den folgenden vier Jahren handelte Schmidt gemäß Adenauers 
Worten: »Was interessiert mich mein Geschwätz von gestern.« Das 
Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) belegte, 
dass Deutschland in den Jahren 1978 bis 1982 direkt hinter Italien 
auf Platz 6 der Weltwaffenlieferanten rangierte. In diesen fünf Jah­
ren verkaufte Deutschland Großwaffensysteme im Wert von 1,948 
Mrd. US-Dollar.23 Mehr als bedenklich waren die Empfängerstaa­
ten deutscher Rüstungstransfers: 4,6 Mrd. US-Dollar des Gesamtaus­
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fuhrvolumens stammten aus Waffenexporten in sogenannte Entwick­
lungsländer.

Das Ranking der Empfängerländer verrät viel über die wirtschaft­
lichen und außenpolitischen Interessen der Regierung Schmidt/Gen­
scher. Laut Recherchen der U. S. Arms Control and Disarmament 
Agency (ACDA) erhielten in den Jahren 1978 bis 1982 folgende Staaten 
Rüstungslieferungen aus Deutschland: Iran und Argentinien (je 120 
Mio. US-Dollar), Indonesien (140 Mio.), USA und Peru (je 180 Mio.), 
Pakistan (190 Mio.), Griechenland (220 Mio.), Irak (240 Mio.),Ägyp­
ten (260 Mio.), Nigeria (280 Mio.), Sudan (330 Mio.), Algerien (370 
Mio.), Libyen (430 Mio.), Türkei (500 Mio.) und – der Spitzenreiter – 
Saudi-Arabien (550 Mio.). Zusätzlich zu den Waffen für Marine, Heer 
und Luftwaffe wurden auch Produktionsanlagen zur Waffenfertigung 
geliefert.24

Just in dieser Zeit bemühte sich auch Hans-Dietrich Genscher um 
die Pflege Potemkinscher Dörfer. Im September 1980 schrieb der libe­
rale Außenminister an Amnesty International (AI), dass die Bundes­
regierung sich an die Menschenrechtserklärung und die Menschen­
rechtspakte der Vereinten Nationen gebunden fühle: »Sie hat daher 
in den letzten Jahren überall dort, wo die Gefahr bestand, dass aus 
der BRD gelieferte Waffen bei Menschenrechtsverletzungen eingesetzt 
werden könnten, die Ausfuhrgenehmigung versagt«, so Möchtegern-
Gutmensch Genscher in seinem Schreiben an die Menschenrechtsor­
ganisation.

Im Februar 1981, nicht einmal ein halbes Jahr nach Genschers Brief 
an AI, offenbarte ein anderes Schreiben den wahren Tatbestand. Un­
umwunden erklärte das Bundeskanzleramt, die rüstungspolitischen 
Grundsätze der Bundesregierung berücksichtigten außen- und sicher­
heitspolitische Aspekte, »nicht jedoch die innenpolitische Lage des 
Empfängerlandes von Rüstungsexporten«. Die Einhaltung der Men­
schenrechte stelle »kein ausschlaggebendes Kriterium für die Geneh­
migung bzw. Verweigerung von Exportgenehmigungen dar«.25

Das Folgenschwerste aber kam zum Schluss: Am 28. April 1982 – gut 
fünf Monate vor Ende der Schmidt’schen Regierungszeit – beschloss 
die Regierungskoalition aus SPD und FDP die Neufassung der »Politi­
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schen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaf­
fen und sonstigen Rüstungsgütern«. Darin wurde in schönfärberischen 
Worten die Fortsetzung der »bewährten restriktiven Rüstungsexport­
politik« propagiert.

Bereits in der Einführung wies die Bundesregierung darauf hin, dass 
sich der Export von Rüstungsgütern »am Sicherheitsbedürfnis und au­
ßenpolitischen Interesse der Bundesrepublik Deutschland« orientie­
re. Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern an 
NATO-Länder habe sich »an der Erhaltung der Verteidigungskraft des 
Bündnisses und damit an dem Verteidigungsinteresse der Bundesre­
publik Deutschland zu orientieren«. Diese Ausfuhren seien »grund­
sätzlich nicht zu beschränken«, es sei denn, besondere politische Grün­
de geböten »in Einzelfällen eine Beschränkung«.

Als Türöffner für Rüstungstransfers sollte in den kommenden Jah­
ren eine Formulierung dienen, die den Waffenhandel mit den »Nicht-
NATO-Ländern« beschrieb. Dort hieß es in Punkt 8: Der »Export von 
Kriegswaffen und kriegswaffennahen sonstigen Rüstungsgütern in 
Länder außerhalb des Atlantischen Verteidigungsbündnisses bleibt 
eingeschränkt«. Damit waren die unter Brandt und Scheel geltenden 
Politischen Grundsätze aus dem Jahr 1971, nach denen der Waffenhan­
del mit Ländern außerhalb des atlantischen Bündnisses grundsätzlich 
unterbleiben sollte, außer Kraft gesetzt.

Nun lautete die Vorgabe, dass der Export von Kriegswaffen nicht 
genehmigt werde, »es sei denn, dass auf Grund besonderer politischer 
Erwägungen Ausnahmen allgemeiner Art festgelegt werden oder im 
Einzelfall vitale Interessen der Bundesrepublik Deutschland für eine 
ausnahmsweise Genehmigung sprechen«. Diese vitalen Interessen 
wurden in Punkt 9 als »außen- und sicherheitspolitische Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung der Bünd­
nisinteressen« definiert.26

In der Zeit dieser sozialliberalen Regierungskoalitionen wurden sal­
bungsvolle Sätze gesprochen und zugleich Kriegswaffen in bis dato 
unerreichtem Ausmaß exportiert. Will man der SPD/FDP-Regierung 
eines anrechnen, dann die Tatsache, dass es ihr gelang, das Volumen 
des Waffenhandels in den letzten fünf Jahren zu senken: von 559 Mio. 
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US-Dollar (1978) auf 488 Mio. US-Dollar (1979), dann auf 317 Mio. 
US-Dollar (1980) und nach einer zwischenzeitlichen Steigerung auf 
487 Mio. US-Dollar (1981) auf letztlich 325 Mio. US-Dollar (1982).27 
Dessen ungeachtet gehörte Deutschland im Fünf-Jahres-Ranking wei­
terhin zur Spitzengruppe staatlicher Weltwaffenhändler und erklomm 
nach den USA, der UdSSR, Frankreich und Großbritannien Platz 5.

Vielleicht hätte die Entwicklung einen anderen, weitaus besseren 
Verlauf genommen, wenn die Neufassung der Politischen Grundsätze 
zum Rüstungsexport von 1982 nicht derart industriefreundlich und 
damit rüstungsexportfördernd ausgefallen wäre. Die Nachfolgeregie­
rungen unter dem christdemokratischen Bundeskanzler Helmut Kohl 
und seinen liberalen Stellvertretern konnten sich bei der von Hel­
mut Schmidt geführten sozialliberalen Bundesregierung für die ge­
leistete Vorarbeit bedanken – wobei auch die FDP unter Vizekanzler 
Genscher maßgeblich von den selbst mitverabschiedeten Richtlinien 
profitierte.

Der Friedensforscher Michael Brzoska bilanzierte: »13 Jahre lang 
hatte Helmut Schmidt erhebliche Verantwortung für den bundesdeut­
schen Rüstungsexport mitgetragen«, von 1969 bis 1972 als Bundesver­
teidigungsminister, von 1972 bis 1974 als Bundesfinanzminister und 
von 1974 bis 1982 als Bundeskanzler. In dieser Zeit sei die Rüstungs­
exportpolitik »komplexer und undurchsichtiger« geworden. Der da­
malige Regierungssprecher Klaus Bölling erzählt, dass Schmidt zum 
Ende seiner Kanzlerschaft geäußert habe, er wolle sich »mal nicht 
mehr mit Rüstungsexporten und U-Booten für Chile beschäftigen 
müssen«.28

In diesem Sinne überwog das Negative der sozialliberalen Regie­
rungszeit bei Weitem. Die Hauptempfängerländer deutscher Waffen 
lagen – entgegen eigener Vorgaben – vielfach außerhalb der NATO, 
zuhauf in Spannungsgebieten. Beliefert wurden Militärs verfeindeter 
Staaten, wie Iran und Irak. Die von Schmidt und Genscher geäußer­
ten hochtrabenden Versprechungen einer menschenrechtsorientierten 
Rüstungsexportpolitik blieben bedauerlicherweise Blendwerk.
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1.3  Kanzler Kohls unrühmlicher Rekord

Scheckbuchdiplomatie im Zweiten Golfk rieg

Im Sommer 1982 hatte sich die sozialliberale Koalition über der Frage 
zerstritten, wie die lange währende Wirtschafts- und Beschäftigungs­
krise behoben werden könnte. Nicht genug damit, befand sich die SPD 
in einem inneren Zerwürfnis: Bundeskanzler Helmut Schmidt votier­
te für den NATO-Doppelbeschluss zur Stationierung atomarer Mittel­
streckenraketen, seine Partei intervenierte vehement.

Am 17. September 1982 kündigte Schmidt die Koalition von SPD 
und FDP auf. Hans-Dietrich Genscher, Parteivorsitzender der Libe­
ralen, setzte sich für die Neuorientierung seiner Partei zur Union ein 
und erhielt dafür die mehrheitliche Zustimmung der FDP-Fraktion. 
Bundeskanzler Schmidt wurde am 1. Oktober 1982 durch ein konst­
ruktives Misstrauensvotum gestürzt und Helmut Kohl mit einer Mehr­
heit von 21 Stimmen zum sechsten Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland gewählt.29

Bei der Bundestagswahl am 6. März 1983 verzeichnete die Union 
beträchtliche Stimmengewinne (+ 4,3%), die SPD dagegen verlor stark, 
desgleichen die FDP. Insgesamt aber verfügte die neue Koalition aus 
CDU/CSU und FDP über eine deutliche Mehrheit. Zu diesem Zeit­
punkt konnte noch niemand ahnen, dass dieser Regierungswechsel 
von immenser Dauer sein würde. Über vier Legislaturperioden hin­
weg – vom 4. Oktober 1982 bis zum 26. Oktober 1998 – sollten CDU/
CSU mit Helmut Kohl den Kanzler und die FDP mit Hans-Dietrich 
Genscher bzw. Klaus Kinkel den Vizekanzler und Außenminister 
stellen.

Die in diesen 16 Jahren amtierenden liberalen Wirtschaftsminister 
Otto Graf Lamsdorff, Martin Bangemann, Helmut Haussmann, Jürgen 
W. Möllemann und Günter Rexrodt konnten sich bei ihren Waffenhan­
dels-Genehmigungen auf die von der sozialliberalen Koalition 1982 
neuformulierten »Politischen Grundsätze der Bundesregierung für 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern« beru­
fen – was sie auch leidlich taten. Kein Wunder also, dass diese Grund­
sätze zum Rüstungsexport in den folgenden gut anderthalb Jahrzehn­
ten mit keiner Silbe geändert wurden.
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